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Weiterleitung 
Entlastungsmittel 
Bund II für 2015 

Zuschuss 
2015    -

insgesamt- 

Bergkamen, Stadt 283.119 € 988.494 € 

Bönen 112.338 € 392.398 € 

Fröndenberg / Ruhr, Stadt 133.385 € 465.706 € 

Holzwickede 100.364 € 350.415 € 

Kamen, Stadt 253.803 € 886.139 € 

Lünen, Stadt 491.617 € 1.716.455 € 

Schwerte, Stadt 275.520 € 961.964 € 

Selm, Stadt 161.750 € 564.741 € 

Unna, Stadt 356.415 € 1.244.402 € 

Werne, Stadt 188.485 € 658.084 € 

Gesamt 2.356.796 € 8.228.798 € 

(vorläufige Berechnungen) 
 
Das Land stellt für 2015 insgesamt fast 626,7 Millionen Euro für Flüchtlinge zur Verfügung. Darin 
enthalten sind rund 377 Millionen Euro über das Flüchtlingsaufnahmegesetz (FlüAG). Diese Mittel 
wurden seit 2014 mehrfach aufgestockt und jetzt nochmals um die 108 Millionen Euro Soforthilfe des 
Bundes. Das Geld steht zum Beispiel für die weitere Unterbringung und Betreuung der Flüchtlinge in 
den Kommunen zur Verfügung. Hartmut Ganzke weiter: „Das Land NRW wird damit in besonderer 
Weise seiner Verantwortung, die Verabredungen der beiden Flüchtlingsgipfel zu erfüllen und die 
vielfachen Anstrengungen der Städte und Gemeinden zu unterstützen, gerecht. Obwohl das Land in 
den nächsten Jahren 54 Millionen Euro davon wieder an den Bund zurückzahlen muss, werden die 
gesamten 108 Millionen Euro Bundeshilfe an die Kommunen ausgezahlt. Die Hälfte gewährt der Bund 
nur als eine Art Darlehen.“ 
 
Oliver Kaczmarek: „Wir sind bei der Unterstützung der Länder und der Kommunen bei der 
Unterbringung und Betreuung von Flüchtlingen ein gutes Stück vorangekommen: Beim Spitzentreffen 
im Kanzleramt hat der Bund zugesagt, die Soforthilfe für 2015 von 500 Millionen auf 1 Milliarde Euro 
zu verdoppeln. Das ist gut und richtig, da die Aufnahme von Flüchtlingen und deren Unterbringung 
und Betreuung eine nationale Aufgabe ist. Außerdem haben wir mit unseren Initiativen durchgesetzt, 
dass Asylverfahren verkürzt und die Integration in Ausbildung und Arbeit erleichtert werden.“  
 
Über die Soforthilfen hinaus spricht sich die SPD für eine strukturelle Beteiligung des Bundes an den 
Kosten der Flüchtlingsaufnahme aus. Oliver Kaczmarek: „Die NRW-Landesgruppe fordert seit 
Monaten einen Vorschlag zur dauerhaften vollständigen Übernahme der Kosten für die Unterbringung 
und Betreuung von Flüchtlingen. Dies hat der Bund jetzt zugesagt. Für unsere Kommunen ist das eine 
sehr gute Nachricht. Wir sorgen dafür, dass die große Aufnahmebereitschaft, nicht durch finanzielle 
Engpässe gefährdet wird.“ 
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